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Vcrkünuet
am 1„ Dezember 1964 '

,
Klägerin und Eevisionsklägerin,

gegen

Beklagte und hevisionsbeklagteo

hat der 11° Senat des 5unuessozialgerichts auf die

mündliche Verhandlung vom 10 Lezember 1364, an ner
mitgewirkt haben

Bundesrichterin Dr° S c h w a r 2
als Vorsitzenue?

Bundesrichter @ o n n e n b e r g
und

Bunuesrichter Dr° b u s s
als weitere Berufsrichter,

Bundeseozialrichter ur„ B a u m a n n

und

Bundeseozialrichter V i e h w e g e r
als ehrenamtliche Richter,

für Recht erkannt:

Auf die Revision ner Klägerin wird das Urteil des

LanceSeozialgerichts Niedersachsen vom 60 „eptember

1965 aufgehoben; die Sache wird zu neuer Entschei—

dung an das Landessozialgericht zurückverwiesen°
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Die Klägerin, geboren im Jahre 1894, begehrt die Witwen—
rente aus der Angestelltenversicherung (AnV) ihres Eheman—

n eS Pet er I‘Jf.‘:.t;:..'.'::.'.t‘.'::.zz'.f'::.'.i'.'.'.:( E .
)

.
.

B, wurde am 9. Juni 1887 in Kakowa (Österreich) geboren,

er hatte früher einen landwirtschaftlichen besitz° Vom

1. April 1937 bis zum 15. November 1939 war er Arbeiter

bei einem Bauern in Reckow (Pommern), vom 19° Februar

1940 bis 19° Januar 1945 Justizaushelfer, Später Justiz-

wechtmeister und Hausmeister beim Amtsgericht (AG) in
G;x:rna Im Jahre 1942 wurde er in das Beamtenverhältnis

übernommen° Vom 3„ Juni bis 31° August 1946 war er Justiz_

wachtmeister beim AG Cxxx:x b, bezog von der beklagten

ab 1. Januar 1957 Rente aus der AnV; hierbei wurde die

Zeit vom 1, Januar 1937 bis zum 31. Dezember 1939 und

vom März 1940 bis 30. Juni 1942 mit insgesamt 64 Bei—

tragsmonaten berücksichtigt. Am 10. November 1960 starb

E. in Hillersee° '

Durch Verfügung des Oberlsnuesgericht3präsidenten in

Celle vom 16° Dezember 1960 wurde der AnSpru0h der Klä—

gerin auf Nitwengeld nach dem Bundesgesetz zu Art° 131

des Grundgesetzes (G 131) vom 1° März 1961 an festgesetzt,
Nach den darin enthaltenen Feststellungen wurde das

‚
ßeemtenverhältnis des E. am 1. Januar 1942 begründet; als

ruhegehaltsfähige Dienstzeit für die Berechnung der Ver—

sorgungsbezüge wurde auch die Zeit der beschäftigung des

E, beim AG Gnesen vor dem 1, Januar 1942 berücksichtigt"

ben Antrag der Klägerin vom 28° Februar 1961, ihr #itwen—

rente zu gewähren, lehnte die Beklagte durch Bescheid vom
100 Mai 1961 ab, weil die Wartezeit nicht erfüllt sei:

v-i
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_ 3 _

Es seien lediglich von 1. April 1957 ms 15. November 1959

insgesamt 115 äochen in der Rentenversichcrung der Arbeiter

(ArV) und vom 1. Januar 1942 bis Juni 1942 insgesamt 6

Kalendermonate in der AnV anrechenbare Versicherungszeiten

vorhanden° Die Beitragszeiten vom 1° März 1940 bis 51° De—

zember 1941 seien als “nichtdeutschs Beitragszeiten" nicht

auf die Wartezeit anzurechnen, weil diese Zeiten bereits

bei der Versorgung nach beamtenrechtlichen Vorschriften zu-
grunde gelegt worden seien,

boziu gericht (SG) Duneburg hob den BeScheiu der Beklag—t
1

C
;

(n

(f ‘;3 von 19° Lei 1961 auf und verurteilte die Beklagte, an

Q
;

("

e

ih klagerin Qitwenrente ab 1. Dezember 1960 zu zahlen: Die

E;rtezeit von 60 Kalenucrnonaten sei erfüllt, es sei auch

die Beitragszeit vom 1, härz 1940 bis 31. Dezember 1941, die

die Beklagte ”als glaubhaft“ angesehen habe, anzurechnen° Eine

Eremdrcntenzcit i.ö. des > 15 Abs° 1 satz 1 des Eremdrenten—

gesetzes (EKG) liege insoweit nicht vor, „ 18 Abs‚ 5 EKG sei
deshalb nicht anzuwenden°

Die Beklagte legte Berufung ein, Das Landessozialgericht

(LSG) hob das Urteil des SG Lüneburg auf und wies die Klage

gegen den Bescheid der Beklagten vom 19. Mai 1961 ab: Der
Rentenenspruch sei unbegründet, weil die Wartezeit nicht

erfüllt sei, es seien nur 57 Monate nachgewiesen (g 40 des

Angestelltcnversieherungsgesetzes —AVG—). Der Versicherte

.habe in der Zeit vom 1° März 1940 bis zum 31. Dezember 1941

Sozialversicherungsbeiträge an den Rentenversicherung°—

träger im «artheland entrichtet° Diese Beiträge könnten nicht
als ”eeutsche äeiträge“ angerechnet werden, weil der Renten—

versicherungsträger im ■artheland nicht als ein deutscher

Versicherungstriger anzusehen sei, er habe seinen Sitz nicht

innerhalb des deutschen Reiches nach dem Stand vom 51‚ De—

zember 1937 gehabt; die sozialversicherung nach den Reichs—

Versicherungsgesetzen sei dort erst aufgrund der Verordnung

vom 22„ Dezember 1941 mit Wirkung vom 1, Januar 1942 durchge—

_
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führt worden. Die hier streitige Zeit vom März 1940
bis Dezember 1941 sei als "Eremdrentenzeit" der beamtcn—

rechtlichen Versorgung der
Klägerin zugrunde gelegt

worden,

Auch auf den Gesicht5punkt der.BesitzstandsWahrung

könne die Klägerin die Anrechnung der Beitragszeit von

März 1940 bis Dezember 1941 nicht stützen. Eine Ersatz—

zeit nach 9 28 Abs, 1 Nr, 6 AVG (Zeiten einer an die

”Vertreibung anschließenden Krankheit“ außerhalb der

Zeit vom 1. Januar 1945 bis 31. Dezember 1946) komme

nicht in Betracht. Der Versicherte sei zwar in dem

Gutachten des Amtsarztes.Dr. Schm ;mvom 25° November

1947 "für dauernd dienstunfähig vor dem 1. Januar 1947"
bezeichnet werden, dadurch sei jedoch nicht bewiesen,

daß E. "im Anschluß an die Vertreibung” noch nach dem

31. Dezember 1946“arbeitsunfähig krank" gewesen sei;

aus der Auskunft des Krankenhauses Peine vom 12° November

1962 ergebe sich vielmehr, daß dies«unwahrscheinlich

sei. Ferner sei nicht bewiesen, daß der Versicherte

infolge der Vertreibung berufsunfähig gewerden sei

und deshalb die dartezeit als erfüllt gelte (& 29 nbsc
6 AVG); der Versicherte sei nach der Vertreibung noch

im Jahre 1946 als Justizwachtmeister beim AG Celle be—

schäftigt gewesen° ‘ ' ‘

Das LSG ließ die Revision zu,

Das Urteil wurde der Klägerin am 14° September 1963

zugestellt° Die Klägerin legte am 8° Oktober 1963

1Hevision ein. Sie beantragte, ‘ '

das Urteil des LSG aufzuheben und die be—

rufung der Beklagten gegen das Urteil des

SG Lüneburg vom 9. April 1962 zurückzuweisen°

_'5_
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Die hläeerin begründete die Revision ebenfalls am 10. Okto—

ber 1963. Sie machte geltend, das LSG habe, soweit es fest—

gestellt habe, E. sei nicht "arbeitsunfähig krank“ i.b. des

, 28 Abs. 1 Nr. 6 AVG gewesen, den Sachverhalt nicht genügend

geklärt und damit gegen 3 103 SGG verstoßen; es habe insoweit

weitere medizinische Erhebungen anstellen müssen. Hierzu habe

es sich verenlaßt sehen müssen, weil der Amtsarzt am 25. No— .
vember 1947 festgestellt habe, daß die dauernde Dienstunfähig—

keit des 1. wegen zahlreicher krankhafter Befunde in die Zeit

vor dem 1. Januar 1947 zurückreiche. Das LSG habe ferner die

Vorschriften der 99 3, 15, 18 Abs. } EEG verletzt.

Die Bekla5te beantragte,

die Revision zurückzuweisen.

II

bis Revision ist zulässig (9% 162 Abs. 1 Nr. 1, 164 des So—
zialgerichtsg3setzes —SGG—); sie ist auch begründet. etreitig

ist, ob der hlägerin die ■itnenrente nach ihrem am 10. Novem—

ber 1960 verstorbenen Ehemann (E.) zusteht (@ 40 AVG). Das LSG
hat dies verneint, weil die Wartezeit von 60 Monaten nicht er—

füllt sei (5 40 Abs. 2 AVG). " "

Soweit das LSG zu dieser Auffassung gekommen ist, weil die

Zeit vom 1. März 1940 bis zum 31. Dezember 1941 (22 Monate),

in der E. als Justizangestellter beim AG G;:mxx beschäftigt

gewesen ist, nicht auf die Wartezeit anzurechnen sei, hat es

im Ergebnis zutreffend entschieden. Aus den — insoweit unan—
gegriffenen — Eeststellungen des LSG ergibt sich, daß E. in

der Zeit vom 1. März 1940 bis Dezember 1941 äozialversicherung°—

beiträge an den hentenversicherungsträger im üarthsland ent—
richtet hat und daß diese Zeit bei der beamtenrechtlichen Ver—
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sorgung der Klägerin als "ruhegehaltsfähige Dienstzeit”

anerkannt worden ist. Ob diese Beitragszeit auf die

dartezeit anzurechnen ist, hängt zunächst davon ab,

ob sie nach dem allgemeinen Rentenversicherungsrecht

(AVG) Quer nach dem Fremdrentenrecht zu beurteilen ist;

hierbei ist für die Abgrenzung zwischen dem allgemei—

nen Rentenversicherungsrecht und dem Fremdrentenrecht

— da der Versicherungsfall im November 1960 eingetreten

ist — das Fremdrenten— und Auslandsrenten—Neuregelungs—

gesetz (FANG) vom 25. Februar 1960 maßgebend° Nur wenn

die Zeit vom 1. März 1940 bis 31. Dezember 1941 nicht

eine nach @ 27 Abs. 1 & AVG (idF des FANG) "anrechnungs—

fähige Beitragszeit", sondern eine nach % 15 Abs. 1

satz 1 EEG "gleichstehende‘Beitragszeit” ist, scheidet

sie für die Wartezeit aus, weil sie einer beamtenrechté

lichen Versorgung zugrunde gelegen hat (@ 18 Abs° 3

EEG). Nach 5 27 Abs° 1 Buchst° a — also nach allgemei—

nem Rentenversicherungsrecht — sind "enrechnungsfähige

Versicherungszeiten” die Zeiten, für die nach Bundes—

recht oder früheren Vorschriften der reichsgesetzlichen
AnV Beiträge wirksam entrichtet sind oder als entrich—

tet gelten (Beitragszeiten). Nach früheren Vorschriften

der reichsgesetzlichen AnV sind nicht nur im Gebiet des

früheren deutschen Reiches (nach dem Stand vom 31°

Dezember 1937) Beiträge entrichtet worden„ Auch außer—
halb dieses Gebietes entrichtete Beiträge werden von

dieser Vorschrift insoweit erfaßt, als sie nach den

Vorschriften der Reichsversicherungsgesetze entrichtet

worden sind, Ob diese Reichsversicherungsgesetze in

Gebieten außerhalb des deutschen Reiches (nach dem

Stand vom 31. Dezember 1937) gegolten haben, richtet

sich nach den Vorschriften über die Einführung des

ueutschen 902ialversicherungsrechts in Gebieten, die

nach dem 310 Dezember 1937 dem deutschen Reich einge—

gliedert worden sind° Im vorliegenden Falle ist hierfür

die Verordnung über die Einführung der Reichsversiche—

...7-
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


...7-

rung in den eingeglieuerten Ostgebieten vom 22. Dezember

1941 — OstgetietsV0 — (BGBl 1941 I 777) maßgebend„ Hier—

durch ist das Recht der Reichsversicherung in sämtlichen

eingegliederten Ostgebieten nach einheitlichen Gesichts—

punkten eingefhhrt werden, und zwar für das Jarthelnnd mit

dem Stichtag vom 1. Januar 1942 (5 1 Abs. 3 Ostge‘oit3tsV0)°

Vor dem 1° Januar 1942 ist der nentenversichcrungsträger

im dartheland kein ”deutscher Versicherungsträger" ge—

wesen, weil er die ;ozinlversichcrung bis zu diesem Zeit—

punkt nicht nach den Vorschriften der Heichsversicherung°—

gesetze durchgeführt hat (@ 3 ERC—)° Die Beiträge zur Renten—

versichcrung sind hier vor dem Stichtag (1° Januar 1942) —

abgesehen von dem Bereich der früheren heichsverkehrsver—

weltungen — nicht (wie dies für die eingegliederten Ost—

gcbiete nach der OstgebietsV0 der Fall gewesen ist) "nach

■eichsrccht“ (EVO, AVG nebst Ergänzungsvorschriften), son—

dern nach besonueren “eis zu Einführung des Rechts der

Heichsversicherung” erlassenen Vorschriften zu entrichten

gewesen (53 1, 30, 55 OstgebietsV0; VO über die Entrichtung

von beiträgen zur Sozinlversicherung in den eingegliederten

Ostgebieten vom 27° März 1940 (hGBl l 561). Lie Beiträge,
die E„ in der Zeit vom 1. härz 1940 bis 31° Dezember 1941

geleistet hat, erfüllen danach nicht die Voraussetzungen

für Beitragszeitcn i„s„ des 3 27 Abs° 1 5uchst° a AVG, ihre
"ehrechnungsfähigkeit” ist vielmehr nach dem EKG zu beur—

teilen° Nach & 15 Abs° 1 satz 1 SRG stehen beitragszeiten‚
die bei einem nichtdcutschen Träger der gesetzlichen Renten—

versicherung zurückgelegt sind, nach Bundesrecht zurückgeleg—

ten beitragszeiten gleicho DCi einem nichtdeutschen Versiche—

rungsträger\zurückgelegt-und daher (nur) nach 5 15 FRG an—
rechenbar sind auch Beitragszeiten, die — wie die hier strei—

tigen — nsch den Vorschriften über die hinführung der Reiche—

versicherurg später auf einen deutschen Versicherungsträger

übergegnngen sind; diese Beitragszeiten sind nach dem FANG

(Art„ 7 5 3) nicht mehr den "reichsrechtlichen Beitragsz=iten"
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gleichgestellt (vgl. 9 3 Abs. 1 FAG), sie sind viel—
mehr nur noch als "Fremirentenzeiten" zu berücksich—

tigen (vgl. auch Jantz—Zweng—Eicher, Das neue Fremd—
und Auslandsrentenrecht, 2. Aufl., zu % 15 Anm. 4;

RVG—Gesemtkomm., DRG Art. 1 9 15 Anm. 1 und © 17 Anm.

‘7). Das bedeutet aber, daß diese Zeiten nach @ 18

Abs. 3 EEG als Versicherungszeiten dann nicht in Be-
‘tracht kommen, also auch bei der Erfüllung der Garte—

zeit unberücksichtigt bleiben, wenn sie einer beamten—

rechtlichen Versorgung zugrunde gelegt worden sind.

Das ist aber, wie das LSG zutreffend ausgeführt hat,

hier der Fall. Nach dem Feststellungsbescheid vom 16.

Dezember 1960 ist bei der beamtenrechtlichen Versor—

gung der Klägerin auch die Angestelltenzeit des E.

vom 1. März 1940 bis 50. Juni 1942 als "ruhegehalts—

> fähige Dienstzeit" nach 9 115 Abs. 1 des Bundesbeam—
{tengesetzes (BBG) berücksichtigt worden. Damit steht

fest, daß die hier streitige Beitragszeit vom 1. äärz

1940 bis 31. Dezember 1941 auch der beamtenrechtlichen

Versorgung der Klägerin i.p. des @ 18 Abs. 3 EEG zu—

grunde gelegt worden ist. Daran ändert nichts, daß

sich diese Zeit nicht auf die Höhe der Jitwenpension

der Klägerin auswirkt, weil E. — auch unter Berück—

sichtigung der Angestelltenzeit — keine zehnjährige

Dienstzeit erreicht hat und die Klägerin deshalb nur

.die "Mindestpension" erhält (% 118 Abs. 1 Satz 5 BBG).

Es kommt lediglich darauf an, ob die Dienstzeit, die

sich als Beitragszeit nach @ 15 FRG darstellt, ver—

sorgungsrechtlich "erfaßt" ist (vgl. auch "Gesamt—

Komm. zur EVO", Anm. 9 zu % 18 DRG). Ist die Dienst—

zeit für die Versorgung als "ruhegehaltsfähig ener4

kannt", so ist die dieser Versorgung auch dann zu—

grunde gelegt, wenn sie nicht zu einer Erhöhung der

Versorgungsleistung führt (so auch VV nach 5 18 Abs. 4

FRG Nr. 6 Abs. 4 vom 7. August 1962). Die Anrechnung

der Beitragszeit vom März 1940 bis Dezember 1941 für
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den AHSPTUCh auf Witwenrente ist auch nicht deshalb gerecht—

fertigt, weil diese Anrechnung nach dem bis zum Inkraftreten

des FAN maßgeblichen Recht (@ 3 BAG vom 7° August 1955)

möglich gewesen ist und bei der Festsetzung der Rente des Ver—

sicherten auch tatsächlich erfolgt ist„ Inwieweit bei der Neu—

regelung des Eremdrentenrechts der Besitzstend geschützt ist,

bestimnen die übergengsvorschriften des FAnG — Art° 6 —. do—

weit die Anwendung neuen Rechts dazu führt, daß Zeiten, die

als Grundlage der beamtenrechtlichen Versorgung dienen, nicht

mehr zu berücksichtigen sind (9 18 Abs° 3 EKG), wird der

“:esitzstend“ für Versicherungsfälle, nie nach dem 31, Dezember

1958 eingetreten sind, nicht geschützt (vgl. Art. 6 && 7, 11,
15 EANG; "Gesamt—Komm. zur RVG", Anm. 6 a bis d, zu @ 18 ERC—)°

Zu Recht beenstandet die Klägerin mit der Revision das enge—

fochtene Urteil jedoch insoweit, als das LbG das Vorliegen

von Ersetzzeiten nach ; 28 Abs° 1 Nr. 6 AVG und die Erfüllung

ner „ertezeit nach S 29 Nr. 6 AVG verneint hat‚ Insoweit hat
das LSG nicht die erforderlichen tatsächlichen Feststellungen

getroffen, um selbst abschließend entscheiden zu können und

nem bundeseozielgericht (BQG) eine Nachprüfung seiner Rechts—
euffassung zu ermöglichen°

Las LSG hat Ersatzzeiten nach 9 28 Abs. 1 Nr„ 6 AVG (über den
51, Dezenoer 1946 hinaus) nicht schon deshalb verneinen dürfen,

weil nicht bewiesen sei, daß E, im Anschluß an die Vertreibung

nach den 31, Dezember 1546 areeitsunfähig krank g wesen sei,

Das LSG hat zwar aus dem Gutachten des Amtssrztes Dr. 50■33$3

vom 25„ November 1947, in dem E„ wegen Magenbeschnerden nach

Magen—Darmoperation, erheblichem Lungenemphysem, herzmuskel—

schädigung, alter cirrhotischer fuberkuiose, allgemeiner Ar—

teriosklerose, Herabsetzung der geistigen Leistungsfähigkeit

sowie Verminderung des Seh- und Hörvermögens "für dauernd

dienstunfähig vor dem 1. Januar 1947" oezeichnet ist, noch

nicht schließen müssen, daß E. über das Jahr 1946 hinaus krank
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1.6. des @ 28 Abs. 1 Nr. 6 AVG, also "arbeitsunfähig",

gewesen ist, es hat dies aber auch nicht auf Grund der

Auskunft des Krankenhauses Peine vom 12° November 1962
für "thahrscheinlich" halten dürfen. Aus der Aus—

kunft des Krankenhauses'Peine ergibt sich, daß die

Krankenhlätter dieses Krankenhauses über den Gesundheiür

zustand des E° nach 1946 keine Auskunft geben; in der
Au8kunft heißt es lediglich, daß diese Krankheit, d‚h„

das Magengeschwürsleiden, an dem E. im Jahre 1946

im Krankenhaus — mit dem Ergebnis sichtbarer Besserung-

behandelt worden ist, eine Arbeitsunfähigkeit über 1946

hinaus unwahrscheinlich mache„ Die Auskunft des Kran—

kenhauses Peine enthält aber keine medizinische Beur—

teilung, in der alle Befunde, die der Amtsarzt Ur,

ecbim November1947festgestellt hat, berücksich—
tigt werden sind° Das LSG hat deshalb noch nicht zu dem

Ergebnis kommen dürfen, “es sei nicht bewiesen", daß

E. im Anschluß an die Vertreibung nach dem 31° Dezember

1946 arbeitsunfähig krank gewesen ist; es hat'insoweit

nicht alle Möglichkeiten der erforderlichen bachauf—

klärung erschöpft° Das LSG hat — wenn es die sonstigen

Voraussetzungen für die Anrechnung von (weiteren) Er—

satzzeiten nach % 28 Abs; 1 Nr, 6, Abs. 2 AVG als er—
füllt angesehen hat — ein ärztliches Gutachten über

die Frage, ob E. noch nach dem 31. Dezember 1946 an
einer "sich uer Vertreibung anschließenden krankheit“

gelitten hat unu deshalb ”arbeitsunfähig" gewesen ist,

einholen müssen; nicht nur die von dem Amtsarzt pr,
köchmxnrim November 1947 festgestellten Befunde, son—

dern auch die von anderen Ärzten Später — oder früher —
erhobenen Befunde haben möglicherweise Rückschlüsse

darüber zugelassen, ob E„ der nach seiner Vertreibung

im Jahre 1946 nur noch wenige Wochen beschäftigt ge—

wesen und dann als "dienstunfähig" entlassen worden ist,

"im Anschluß an die Vertreibung" krank gewesen ist und

ob diese Krankheit nach dem 31° Dezember 1946 fortbe—
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Das LSG hat auch nicht ohne weiteres als "nicht bewiesen“

ansehen dürfen, daß E. infolge der Vertreibung berufsunfä—

hig geworden sei und deshalb die „artezeit nicht nach 5 29

Nr„ 6 AVG als erfüllt gelte° Wenn E. nach der Vertreibung

noch im Jahre 1946 — wenige Wochen — als Justizwechtmeister

beschäftigt gewesen ist, so schließt das nicht aus, daß die

Vertreibung Ursache (wesentliche Bedingung) i„5‚ der in der

Unfallvcrsicherung und in der Krieg50pferversorgung geltenden

Kuusalitätsncrm gewesen ist; diese Kauselitätsnorm ist auch

für den Begriff "durch Folben der Vertreibung" in 3 29 Nr. 6

AVG anzuwenden (vgl. auch Urteil des nSG vom 13° März 1958,

8023 Nr„ 5 zu 5 1263 EVO aF). Auch insoweit hat das LSG — eben-

so wie für die Anwendung des @ 28 Abs“ 1 Nr° 6 AVG — den Sach—

verhalt nicht ausreichend aufgeklärt und deshalb @ 103 SGG ver—
letzt,

Die ReviSion ist sonach begründet. Das Urteil des LSG ist auf—
zuheben; die Sache ist an das LSG zurückzuverweisen (@ 170

Abs„ 2 5GG)°

Die Kostenentscheiuung bleibt dem abschließenden Urteil vorbe—

halteno " ‘ " ' ’ ' "“
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